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Es gibt 2017 nicht mehr
Arbeitsrechtsrechtsstreitigkeiten als
2016. Aber die
Auseinandersetzungen enden
seltener mit einem Vergleich,
sondern werden verstärkt vor Gericht
bis zu einem Urteil durchgekämpft.

„Beim Arbeitsrecht sind wir in 89
Prozent der Fälle erfolgreich“, sagte
Alexandra Fries, Teamleiterin der
DGB Rechtsschutz GmbH. Fries und
ihre neun Mitarbeiter sind für alle
DGB-Mitglieder in Mittelfranken bei
arbeitsrechtlichen oder sozialrechtli-
chen Streitsachen zuständig. 2016 gab
es 1800 Fälle und es wurden 3,2 Millio-
nen Euro für die DGB-Mitglieder bei
Arbeitsgerichtsprozessen erstritten.
In diesem Jahr sind es bislang 2,5 Mil-
lionen Euro. Wobei der Anteil von
außergerichtlichen Vergleichen in
Höhe von 2,7 Millionen Euro (2016)
auf 1,9 Millionen Euro (2017) gesun-
ken ist.

Bei den Streitgegenständen stehen
Auseinandersetzungen um die Bezah-
lung (35,6 Prozent) und um Kündigun-
gen (33,9 Prozent) ganz vorne. 2016
gab es noch sehr viele Gerichtsverfah-
ren zum Thema Eingruppierung. „Im
Groß- und Einzelhandel wurden erst-
mals tarifrechtliche Eingruppierun-
gen vorgenommen. 99 Prozent der
Betroffenen waren unzufrieden“, sag-
te Fries. 2017 haben die Streitigkeiten
um Zeugnisse und um Abmahnungen
zugelegt. „Es wird heuer mit etwas
härteren Bandagen gekämpft“, mein-
te die Teamleiterin.

Mehr Streitfälle
zur Grundsicherung

Schwerpunkte beim Sozialrecht
sind in Mittelfranken die Auseinander-
setzungen um das Recht von Schwer-
behinderten und die Rentenversiche-
rung. Zugelegt haben 2017 in Mittel-
franken die Fälle, bei denen die
Grundsicherung eine Hauptrolle
spielt, ihr Anteil stieg von 14,8 Pro-
zent auf 18,4. Es gibt auch mehr Aus-
einandersetzungen mit den Kranken-
versicherungen. Die DGB-Rechts-
schutz GmbH, eine Tochter des DGB,
ist mit ihren 400 Juristen in ganz
Deutschland die größte „Anwaltskanz-
lei“. 120000 Verfahren wurden 2016
durchgeführt. Die Mitarbeiter geben
auch Betriebsräten juristische
Deckung, wenn es mit den Arbeitge-
bern zu Konflikten kommt. In diesem
Jahr konnten die DGB-Anwälte einen
Fall gewinnen, wo ein unliebsamer
Betriebsrat nach 40 Jahren Betriebszu-

gehörigkeit versetzt werden sollte.
Erfolgreich waren sie auch, als ein
Betrieb trotz Tarifbindung die Lohner-
höhung nicht zahlen wollte. Derzeit
läuft ein Verfahren um die Einstel-
lung des Weihnachtsgelds, das 20 Jah-
re lang von einer Firma gezahlt wur-
de.

„Recht muss man auch erstreiten“,
stellte Thomas Doll, DGB-Geschäfts-
führer und einstimmig wiedergewähl-
ter Vorsitzender des DGB-Stadtver-
bands Nürnberg, angesichts der Zah-
len fest. Wenn es nicht so viele „prekä-
re und atypische Beschäftigungsver-
hältnisse“ in der Region geben würde,
dann wäre wohl die Zahl der arbeits-
rechtlichen Auseinandersetzungen
noch größer. Teilzeitarbeiter, geringfü-
gig und befristet Beschäftigte sowie
Leiharbeiter würden seltener ihre
Rechte gerichtlich durchsetzen.

Doll hält solche Arbeitsverhältnisse
oft für eine Sackgasse, weil es kein
Recht auf Rückkehr auf eine Vollzeit-
stelle gibt und in der Regel Beförde-
rungen ausbleiben. In der Stadt Nürn-
berg ist der Anteil solcher „atypischer
Beschäftigungsverhältnisse“ an allen
Beschäftigungsverhältnissen zwi-
schen 2003 und 2016 von 28,1 auf 38,1
Prozent gestiegen. In Bayern liegt der
Durchschnitt bei 38,3 Prozent. Ans-
bach ist mit 43,7 Prozent Spitzenrei-
ter, weil dort viele Zeitarbeitsfirmen
angesiedelt sind. Die Zahlen hat die
Hans-Böckler-Stiftung ermittelt. Doll
beklagte auch, dass die Tarifbindung
der Beschäftigten von 76 Prozent
(1998) auf 59 Prozent (2016) gesunken
ist.

Vor allem in der Hightech-Branche
und in neu gegründeten Betrieben
gebe es weder Tarifverträge noch
einen Betriebsrat. Doll forderte wei-
ter, dass die Dokumentationspflicht
beim Mindestlohn beibehalten wird
und dass Bauaufträge der öffentli-
chen Hand grundsätzlich nicht an Fir-
men gehen dürfen, die „prekär
Beschäftigte“ einsetzen. „Das muss
auch kontrolliert werden“, sagte Doll.  
 André Fischer

Von Clara Grau

Mit zwei neuen Strafkammern
reagiert das Landgericht
Nürnberg-Fürth auf die gestiegene
Arbeitsbelastung.

Wirft man einen Blick auf die Krimi-
nalitätsstatistiken der letzten Jahre,
lässt sich ein Trend ausmachen. Die
Zahl der schweren Straftaten sinkt.
Im Landgericht Nürnberg-Fürth
macht sich diese Entwicklung jedoch
nicht bemerkbar. Im Gegenteil: Die
Richter klagen über enorm hohe Belas-
tung. Grund dafür sei, dass die Verfah-
ren immer aufwändiger und komple-
xer werden, sagt Landgerichtspräsi-
dent Roland Glass in einem Pressege-
spräch. So pendelt etwa die Zahl der
jährlich neu eingehenden Strafsachen
in erster Instanz seit vielen Jahren um
die 300er Marke. Die Anzahl der
Hauptverhandlungstage hat sich in
den vergangenen zehn Jahren dage-
gen mehr als verdoppelt: 2008 waren
es 386, 2016 schon 635 und heuer sol-
len es sogar 900 werden, erläutert
Glass die Statistiken.

Wer sich den Umfang einiger
Gerichtsprozesse in den vergangenen
Monaten ansieht, wundert sich nicht
über die Aussagen des Präsidenten:
Hochkomplexe Fälle, bei denen auch
Zeugen aus dem Ausland geholt oder
völlig neue Methoden unter die Lupe
genommen werden müssen, sind an
der Tagesordnung. So beschäftigte
sich die 13. Strafkammer wochenlang
mit einem Fall von „Swatting“, einer
speziellen Art von Telefonstreich, bei
dem jemand einen angeblichen Not-
fall meldet und die Polizei zu einer
fremden Person schickt. Ein fränki-
scher Video-Akteur wurde so über
Monate auf übelste Art und Weise von
Internetnutzern gemobbt.

Weil die Fälle immer komplizierter
werden, ziehen die Richter auch
immer häufiger Sachverständige hin-
zu. Wurden 2005 in 42 Prozent aller
Verfahren Gutachter eingesetzt, sind

es jetzt schon 74 Prozent, bei denen
die Expertise von Experten gefragt
ist. „Das erhöht natürlich den Auf-
wand“, erklärt Glass.

Besonders belastet sind das Schwur-
gericht und die sogenannten Gift-
Kammern, die sich mit Betäubungs-
mittelstraftaten beschäftigen. Das
Schwurgericht, das sich mit vollende-
ten und versuchten Tötungsdelikten
befasst, hatte bis Ende September
bereits 34 Fälle auf dem Tisch. 45
könnten es nach Hochrechnungen des
Landgerichtspräsidenten noch wer-
den. In der Vergangenheit waren es
meist „nur“ rund 25. Mit dabei sind
auch sehr aufwändige Verfahren,
etwa gegen den „Heckenschützen“,
der auf fahrende Autos auf der Süd-
westtangente schoss, oder ganz aktu-
ell der „Reichsbürger“ von Georgens-
gmünd.

Arbeit
umverteilt

Hier hat das Präsidium des Landge-
richts, dass aus zehn gewählten Vertre-
tern aus der Richterschaft und dem
Präsidenten besteht, bereits vor Mona-
ten reagiert: Eine im April ins Leben
gerufene „Hilfskammer“ übernahm
einige Fälle. Weil Mord und Totschlag
nach Einschätzung der Justiz auch
zukünftig viel Arbeit verursachen wer-
den, gibt es seit einigen Wochen eine
zweite offizielle Schwurgerichtskam-
mer: „Die 19. Strafkammer des Land-
gerichts hat bereits die Arbeit aufge-
nommen und bereitet die ersten Ver-
fahren vor“, berichtet Glass.

Gebildet wurde die Kammer durch
interne Umorganisation: Die Jugend-
kammer I unter Vorsitz von Richter
Dieter Weidlich kann einige Fälle an
Kollegen abgeben und dafür Schwur-
gerichtsverfahren übernehmen.
Schon bisher waren Weidlich und sei-
ne Beisitzer mit Tötungsdelikten von
Jugendlichen und Heranwachsenden
betraut. Nun kommen erwachsene
Beschuldigte hinzu.

Eine zusätzliche Kammer kann das
Landgericht durch die Bewilligung
von drei Planstellen zum Jahreswech-
sel einrichten. Die neue 20. Strafkam-
mer soll sich schwerpunktmäßig um
Rauschgiftdelikte kümmern. Denn im
Bereich Drogenkriminalität wachsen
die Herausforderungen: Hier stieg die
Zahl der Eingänge um über 40 Pro-
zent. Heuer wird mit 116 Fällen

gerechnet. Zum Vergleich: 2016
waren es nur 64 neue Verfahren, in
den Jahren zuvor 77 (2015) und 86
(2014). Unter anderem weil die Dealer
oft international tätig sind und die
Methoden der Ermittler immer ausge-
reifter, werden die Prozesse aufwändi-
ger. So arbeitet sich zum Beispiel die
1. Strafkammer derzeit durch ein
Mammutverfahren gegen einen litaui-

schen Rauschgifthändlerring mit über
zwei Dutzend Verhandlungstagen.

Eine Entlastung der Richter war
auch notwendig, weil ihnen bei vielen
Verfahren die Zeit im Nacken sitzt:
Wenn ein Beschuldigter im Gefängnis
sitzt, sollte es so schnell wie möglich
zum Prozess kommen und die Haupt-
verhandlung dann zügig durchgezo-
gen werden.

Der Heckenschützen-Fall forderte das Schwurgericht im Jahr 2015: Michael K., hier mit seinen Verteidigern Martin Gelbricht (l.)
und Harald Straßner (r.), wurde wegen versuchten Mordes zu siebeneinhalb Jahren Gefängnis verurteilt. Foto: Mark Johnston
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